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 Basel, 19. März 2008 

Regierungsratsbeschluss 
vom 18. März 2008 
 
 
Revision des Bundesgesetzes über den Schutz von Marken und Herkunftsangaben 

und des Bundesgesetzes zum Schutz öffentlicher Wappen (Gesetzgebungsprojekt 

„Swissness“); Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

 
Hoch geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrter Herr Addor 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 3. Dezember 2007 haben Sie dem Regierungsrat des Kantons Basel-
Stadt die sog. Swissness-Vorlage (Revision des Bundesgesetzes über den Schutz von Mar-
ken und Herkunftsangaben und des Bundesgesetzes zum Schutz öffentlicher Wappen) zu-
kommen lassen und darum ersucht, Ihnen bis zum 31. März 2008 unsere Vernehmlassung 
zu übermitteln. Dieser Bitte kommen wir hiermit nach und möchten für die uns eingeräumte 
Gelegenheit zur Vernehmlassung in eingangs erwähnter Angelegenheit danken. 
 
Gerne teilen wir Ihnen mit, dass wir die vorgenannte Vorlage befürworten; wir können den 
geplanten Änderungen und Massnahmen zur Erreichung der beiden Hauptziele, namentlich 
die Verstärkung des Schutzes der Bezeichnung „Schweiz“ und des Schweizerkreuzes im In- 
und Ausland und die Präzisierung der Regelungen rund um die Bezeichnung „Schweiz“ und 
das Schweizerkreuz zustimmen. 
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Wir hoffen, Ihnen mit dieser Vernehmlassung gedient zu haben und verbleiben  
 
 
mit freundlichen Grüssen 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 
 
 
 
Dr. Guy Morin Dr. Robert Heuss 
Präsident Staatsschreiber 


